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Exponenten der CVP behaupten auf einem Initiativbogen Folgendes: "Für immer mehr 
Dienstleistungen werden im Kanton Basel-Stadt immer mehr und höhere Gebühren von den 
Einwohnerinnen, Einwohnern und Gewerbetreibenden verlangt. Die Höhe vieler dieser Gebühren 
steht in keinem Verhältnis zum Aufwand, den der Staat dafür erbringen muss. Es handelt sich 
dabei also um nichts Anderes als um versteckte Steuern. Man wird das Gefühl nicht los, dass die 
Behörden auf diesem Weg, die vom Volk und Grossen Rat beschlossenen Steuerreduktionen bzw. 
-verluste kompensieren will".  

Auf BaZ-online war zudem Folgendes zu lesen- "CVP-Präsident Markus Lehmann ist um Beispiele 
nicht verlegen: Für das Familiengeneralabonnement der SBB benötigt er eine Bestätigung, dass 
seine Töchter bei ihm zu Hause wohnen; die erhält er bei der Einwohnerkontrolle, die ihm ein 
Formular abstempelt – CHF 20 für den Stempel. Der Lernfahrausweis koste in Basel CHF 90, im 
Kanton Waadt bloss CHF 30. Für einen Fahrausweis sind in Basel-Stadt CHF 75 zu bezahlen, in 
Zürich nur CHF 35. Wie sind diese hohen Gebühren zu rechtfertigen, fragt er sich .." 

Ich bitte die Regierung, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Stimmt es, dass im Kanton BS für immer mehr Dienstleistungen immer mehr und immer 
höhere Gebühren verlangt werden? 

2. Stimmt es, dass die Höhe vieler Gebühren in keinem Verhältnis zum Aufwand steht? 

3. Stimmt das Gefühl der CVP, dass die Behörden auf diesem Weg, die vom Volk und Grossen 
Rat beschlossenen Steuerreduktionen bzw. -verluste kompensieren will? 

4. Stimmen die auf BaZ-online von Markus Lehmann angegebenen Gebührenhöhen?  

5. Stimmt es, dass sie höher liegen als in anderen Kantonen und in keinem Verhältnis zum 
damit verbundenen Aufwand stehen? 

6. Wenn Ja, ist die Regierung bereit die Gebühren soweit zu senken, dass nicht mehr als der 
tatsächliche Aufwand entschädigt wird? 

Beat Jans 


